
der Arbeiterklasse nach einer für alle Bürger leicht ver­
ständlichen Gesetzgebung, wenn alle Fälle der aus­
schließlichen Zuständigkeit der Mitgliederversammlung 
an einer Stelle geschlossen dargestellt werden, was ja 
die zusätzliche Erwähnung dieser Zuständigkeit an an­
deren Stellen des Gesetzes keineswegs ausschließt.

Es kommt darauf an zu prüfen, inwieweit die ge­
nossenschaftliche Praxis eine Änderung der bisherigen 
Regelung erfordert. Zur Stärkung der Autorität der 
Mitgliederversammlung wurde in der Sowjetunion in 
dem erwähnten Beschluß vom 6. März 1956 festgelegt, 
daß die Mitgliederversammlung künftig auch endgültig 
über den Ausschluß von Mitgliedern entscheiden soll. 
Nach der neuen sowjetischen Regelung kann ein aus­
geschlossenes Mitglied sich zwar beschwerdeführend an 
die staatlichen Organe wenden; das staatliche Organ 
darf aber den Beschluß der Mitgliederversammlung 
nicht aufheben, sondern muß sich erforderlichenfalls an 
den Kolchos wenden und die Überprüfung des gefaßten 
Beschlusses durch eine zweite Mitgliederversammlung 
fordern, die dann endgültig über den Ausschluß ent­
scheidet. Diese Form der Ausdehnung der inner­
genossenschaftlichen Demokratie war das Vorbild für 
die entsprechende Regelung im Musterstatut der GPG10, 
die für das LPG-Gesetzbuch beispielgebend sein sollte.

Die Mitgliederversammlung der LPG darf sich nicht 
allein mit wirtschaftlichen Fragen innerhalb der Ge­
nossenschaft befassen. Ihr Aufgabenbereich ist erheb­
lich weiter. Sie muß sich z. B. ständig mit der Ge­
winnung der Einzelbauern für den Eintritt in die LPG 
beschäftigen und die hierfür erforderlichen Maßnahmen 
beraten, wobei sich die Einladung von Einzelbauern zu 
hierfür geeigneten Mitgliederversammlungen als sehr 
zweckmäßig erwiesen hat. Aufgabe der Mitgliederver­
sammlung ist auch die Pflege und Förderung des Er­
fahrungsaustausches mit anderen sozialistischen Be­
trieben der Landwirtschaft sowie mit den sozialistischen 
Patenbetrieben, damit die Übernahme der besten Er­
fahrungen alle beteiligten Betriebe in ihrer Tätigkeit 
rasch voranbringt.11

Die Mitgliederversammlung hat ferner eine große 
Aufgabe bei der sozialistischen Erziehung der Mit­
glieder zu erfüllen. Die auf der 34. und 35. Tagung des 
ZK der SED getroffene Feststellung, daß der sozia­
listische Aufbau in erster Linie die sozialistische Er­
ziehung der Menschen bedingt, gilt in besonderem 
Maße für die LPG. Hier vereinigen sich Einzelbauern, 
Landarbeiter, Industriearbeiter und Angehörige der 
Intelligenz zu einem Kollektiv, das sich die sozia­
listische Umgestaltung des Dorfes zum Ziel gestellt Hat. 
Die Erziehung zu einem sozialistischen Bewußtsein, die 
Herausbildung der sozialistischen Moral sind hier meist 
sehr kompliziert, weil die Privateigentümerideologie 
und die Landarbeiterideologie noch lange nachwirken. 
Auf dem V. Parteitag erklärte Walter Ulbricht in 
diesem Zusammenhänge: „In den LPG vollzieht sich ... 
ein oft schmerzvoller Prozeß des Sichumstellens vom 
individuellen, egoistischen Denken und Handeln des 
Kleineigentümers zur bewußten und freiwilligen Ein­
ordnung in das genossenschaftliche Kollektiv.“ Und 
weiter: „In den LPG mit einem hohen Anteil von Mit­
gliedern, die vor dem Eintritt in die LPG Landarbeiter 
waren, gibt es oft noch solche falschen Auffassungen, 
daß die LPG nicht als Träger des gemeinsam bewirt­
schafteten Eigentums aller Mitglieder angesehen wird, 
sondern als eine Arbeitsstelle, die man wechselt, wenn 
einem die Nase des Nachbarn nicht mehr paßt“12. Je ge­
wissenhafter die Mitgliederversammlung ihr Recht zur 
Beratung und Entscheidung aller wichtigen Fragen des 
genossenschaftlichen Lebens wahrnimmt, um so rascher 
kann vor diesem Forum die Erziehung der Mitglieder 
zu Werktätigen mit einem hohen sozialistischen Be­
wußtsein, zur Erkenntnis der Verantwortung jedes
Organe der LPG tn Ziff. 37, für die Festlegung der Mindest­
anzahl der von jedem Mitglied zu leistenden Arbeitseinheiten 
in ZifE. 25, für die Bestätigung der Leiter der Brigaden in 
Ziff. 27 geregelt, während sich die Zuständigkeit der Mit­
gliederversammlung für die Bestätigung des Jahresarbeits­
vertrages mit der MTS aus Abschn. VI des Musterarbeitsver­
trages zwischen MTS und LPG ergibt.

10 a. a. O. Ziff. 17.
11 vgl. hierzu den Beschluß des V. Parteitages der SED, Ber­

lin 1958, S. 51.
12 a. a. O. S. 123 f.

Mitglieds für die Entwicklung der gemeinsamen Wirt­
schaft geleistet werden. Man kann daher mit Recht die 
Mitgliederversammlung als eine Schule der sozialisti­
schen Erziehung bezeichnen. Diese der Mitgliederver­
sammlung obliegenden Aufgaben sollten in der Neu­
regelung des Rechtes der LPG ihren Niederschlag 
finden.

Damit die Mitgliederversammlung ihren Verpflich­
tungen gerecht werden kann, ist ihre regelmäßige 
Durchführung unerläßlich. Das Gesetz sollte daher — 
wie das bereits die Musterstatuten vorsehen — den 
Vorstand der LPG verpflichten, die Mitgliederver­
sammlungen regelmäßig, und zwar monatlich minde­
stens einmal einzuberufen. Der Revisionskommission 
als dem gewählten Kontrollorgan der LPG sollte das 
Recht eingeräumt werden, die Mitgliederversammlung 
erforderlichenfalls, d: h. wenn der Vorstand die Ein­
ladung verzögert, selbst einzuberufen.

Zur Sicherung der maximalen Autorität der Be­
schlüsse der Mitgliederversammlung sollte die bis­
herige Regelung beibehalten werden, derzufolge die 
Mitgliederversammlung nur dann beschlußfähig ist, 
wenn mindestens 2/ä der Zahl der Mitglieder an­
wesend sind, wobei für die Gültigkeit der Beschlüsse 
im allgemeinen13 dann die einfache Stimmenmehrheit 
genügen sollte.

Die in den Statuten verschiedener LPG enthaltene 
Regelung, daß bei Beschlußunfähigkeit der Mitglieder­
versammlung eine zum zweiten Mal durchgeführte Mit­
gliederversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
nunmehr anwesenden Mitglieder in jedem Fall be­
schlußfähig sein soll, erscheint wenig geeignet, die 
innergenossenschaftliche Demokratie weiter zu ent­
wickeln, da hier eine Minderheit der Genossenschafts­
bauern über wichtige Fragen der genossenschaftlichen 
Entwicklung über die Köpfe der Mehrheit hinweg ent­
scheiden könnte. Kommt eine beschlußfähige Mehr­
heit in der Mitgliederversammlung nicht zustande, 
sollten das die Parteiorganisationen in der LPG und 
der MTS sowie die örtlichen Organe der Staatsmacht 
zum Anlaß nehmen, die ideologische Arbeit unter den 
Mitgliedern zu verbessern, um künftig eine größere Be­
teiligung an den Mitgliederversammlungen zu erreichen.

Die Mitgliederversammlung muß sich bei ihren Ent­
scheidungen von den für alle gültigen Gesetzen der 
Arbeiter-und-Bauern-Macht leiten lassen. Faßt sie 
einen Beschluß, der die sozialistische Gesetzlichkeit ver­
letzt, so muß ein solcher Beschluß unwirksam sein. 
Der z. B. in Bulgarien beschrittene Weg, bei ungesetz­
lichen und statutenwidrigen Beschlüssen deren Auf­
hebung durch die örtlichen Organe der Staatsmacht zu­
zulassen14, ist im Prinzip auch für unsere Verhältnisse 
in der DDR durchaus der Diskussion wert. Es wäre 
daran zu denken, daß gesetz- und statutenwidrige Be­
schlüsse der Mitgliederversammlung vom Rat des 
Kreises aufgehoben werden können.15 16 *

In diesem Zusammenhang taucht die Frage auf, in­
wieweit die Gerichte für Streitigkeiten aus den ge­
nossenschaftlichen Beziehungen zwischen den Mit­
gliedern zuständig sein sollen. Ebenso wie in der Ver­
gangenheit sollte sich die gerichtliche Zuständigkeit auf 
vermögensrechtliche Streitigkeiten beschränken, wie 
sie sich z. B. im Falle der materiellen Verantwortlich­
keit eines Mitglieds gegenüber der LPG oder bei der 
Auseinandersetzung zwischen der LPG und einem aus­
scheidenden Mitglied ergeben. Überdies ist zu prüfen, 
welche Vermögensstreitigkeiten zwedcmäßigerweise 
allein von den Genossenschaftsbauern bzw. durch die 
örtlichen Organe der Staatsmacht entschieden werden 
sollten. Anhaltspunkte hierfür liefern wiederum das 
Musterstatut und die Musterbetriebsordnung der 
GPG.18 Unter Auswertung dieser Regelungen für die 
GPG sollten künftig z. B. über Streitigkeiten aus An­
laß der Bewertung der Arbeit eines Mitglieds durch den 
Brigadeleiter allein die genossenschaftlichen Organe 
(Vorstand und evtl. Mitgliederversammlung) entschei-

13 Ausnahmen sollten gelten für den Beschluß über den 
Übergang zu einem höheren Typ der LPG sowie für die Ab­
lösung des Vorsitzenden oder von Mitgliedern des Vorstandes.

14 vgl. Tadsher, Staat und Recht 1958, S. 689, insbes. 702 ff.
15 vgl. hierzu schon früher Arlt, NJ 1957 S. 713 f.
16 so z. B. Ziff. 7 Musterstatut der GPG und Ziff. 9 Muster­

betriebsordnung der GPG,
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